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20 Jahre 
Frauenhaus Greifswald - 

selbstbewusster in 
ein selbstbestimmtes 

Leben

„Das Frauenhaus darf man sich nicht 
als traurigen Ort vorstellen, wo nur 
Tränen fließen. Es ist auch ein fröh-
liches Haus, es wird viel gelacht, man 
hilft sich gegenseitig, gemeinsame Un-
ternehmungen werden gemacht und 
Höhepunkte gefeiert, Freundschaften 
sind entstanden, viele Frauen haben 
dort Hoffnung schöpfen und ihrem Le-
ben eine völlig neue Richtung geben 
können.“ (Gründungsmitarbeiterin des 
Frauenhauses Greifswald, Frauen helfen 
Frauen e.V.)

Bereits im Frühjahr 1990 gab es erste 
Bemühungen mehrerer Frauengruppen 
für die Einrichtung eines Frauenhauses 
in Greifswald – und es gelang ihnen: 
der Unabhängige Frauenverband stellte 
im September desselben Jahres für die 
Gründung des Frauenhauses einen An-
trag beim „Runden Tisch der Frauen“. 
Die Gleichstellungsbeauftragte Ute Bo-
back (heute Boback-Askri) hatte uner-
müdlich für die Gründung des Frau-
enhauses gearbeitet und viele weitere 
Jahre für den Erhalt der Einrichtung ge-
kämpft. Unterstützung erhielt sie damals 
von der Gleichstellungsbeauftragten des 
Landkreises Greifswald Helga Ertmann. 

Offiziell eröffnet wurde das erste Frau-
enhaus in Vorpommern am 03.05.1991, 
wie so oft in dieser Zeit, mit fünf ABM-
Stellen. Mit der vorläufigen Rahmen-
richtlinie des Sozialministeriums wurde 
es 1993 ermöglicht, für drei Stellen 60% 
Förderung der Personalkosten durch 
das Land zu übernehmen, die restlichen 
40% kamen damals von der Kommune. 
Seit 1993 wurden auch Sachkosten für 
die Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen aus dem „Aktionsprogramm ge-
gen Aggression und Gewalt“ gefördert. 
Dadurch war es frühzeitig möglich, die 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
im Frauenhaus auf einem hohen Ni-
veau zu erfüllen und gute räumliche 

Bedingungen zu schaffen, denn in den 
Anfangsjahren waren häufig doppelt so 
viele Kinder wie Frauen im Haus. Im 
Mai 1998 stand aufgrund der Kündi-
gung des alten Mietvertrages ein Um-
zug in ein neues Haus an. Neben der 
zu organisierenden Selbsthilfe von Pri-
vatpersonen und Betrieben gab es tat-
kräftige Unterstützung durch die Be-
rufsfeuerwehr und durch vom Sozialamt 
bereitgestellte Arbeitskräfte. Die Kapazi-
tät des Frauenhauses wurde von anfangs 
30, dann auf 25 Plätze nun auf 20 Plätze 
reduziert. 

„Im Laufe der gesamten Jahre ist die Ar-
beit nie eintönig geworden“ so die Lei-
terin der Einrichtung Dinara Heyer, „es 
gibt ständig Neues, auf das wir uns ein-
stellen müssen und immer wieder etwas, 
was noch nie da war. Feststellen mussten 
wir auch, dass sich die Frauen im Laufe 
der Zeit verändert haben, wohl oftmals 
bedingt durch lange Arbeitslosigkeit und 
Isolation. Unser Ziel wird immer blei-
ben, dass die Frauen selbstbewusster in 
ein selbstbestimmtes Leben gehen, dass 
sie durch die Erfahrungen im Frauen-
haus die Chance haben, ohne Gewalt 
und Angst mit allen ihren negativen Fol-
gen zu leben.“
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Informationen

Anlässlich des Jubiläums lud das Frauenhaus Greifswald 
zum Festakt am 11. Mai ein.

Ministerpräsident Erwin Sellering be-
stätigte auf dem Festakt am 11. Mai die 
Unterstützung der Frauenhäuser durch 
die Landesregierung.

Prof. Dr. jur. Wolfgang Joecks betonte, 
wie wichtig Planungssicherheit für eine 
Kriseneinrichtung ist.

„Es muss für den neuen Großkreis ein 
Frauenschutzhaus geben“ erklärte Dr. 
Barbara Syrbe, Landrätin des Landkreises 
Ostvorpommern.

Juliana Vießmann sprach im Namen 
der Landesarbeitsgemeinschaft Frauen-
häuser/Kontakt- und Beratungsstellen: 
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„Unser Bundesland hat eine sehr 
fortschrittliche Landesrichtlinie zur Fi-
nanzierung der Einrichtungen des Hil-
fenetzes gegen häusliche und sexuali-
sierte Gewalt. Sie wird ins Leere greifen, 
wenn die dort festgeschriebene Kofi-
nanzierung durch die anderen Gebiets-
körperschaften nicht geleistet wird.“

Für das Jahr 2012 bleibt für das Frau-
enhaus Greifswald die Hoffnung, dass 
bei den Vorbereitungen zur anstehen-
den Kreisgebietsreform (siehe Kasten) 
die Frage der Finanzierung des einzigen 
Frauenhauses im künftigen Großkreis 
positiv geklärt wird, so dass die Zuwen-
dung durch die Parlamentarische Staats-
sekretärin für Frauen und Gleichstellung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
in Anspruch genommen werden kann.

10 Jahre  
PRO-AKTIV in M-V

Interventionsstellen und 
Polizei gemeinsam gegen 

häusliche Gewalt

Den Betroffenen häuslicher Gewalt ak-
tiv Hilfe anbieten, auf sie zugehen und 
ihnen die Hand reichen, das ist der 
pro-aktive-Ansatz, nach dem die fünf 
Interventionsstellen in Mecklenburg-
Vorpommern nunmehr seit 10 Jahren 
erfolgreich arbeiten. 

Als Teil der Gefahrenabwehr erhalten 
sie bei allen Polizeieinsätzen in Fällen 
häuslicher Gewalt die Daten der Betrof-
fenen, nehmen so schnell wie möglich 
Kontakt zu diesen auf und bieten Be-
ratung und Hilfe an. Geregelt ist dies 
durch den Erlass des Innenministeri-
ums Mecklenburg-Vorpommern über 
polizeiliche Maßnahmen zum Schutz 
von Opfern häuslicher Gewalt vom 
März 2002. Mit den Interventionsstel-
len als Bindeglied zwischen den poli-
zeirechtlichen und den zivilrechtlichen 
Schutzmöglichkeiten wurde in Meck-
lenburg-Vorpommern eine wirkungs-
volle interdisziplinäre Interventionskette 
zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt 
installiert, die bundesweit Anerkennung 
und Nachahmung gefunden hat.

Die Veranstaltung wird von der Par-
lamentarischen Staatssekretärin für 
Frauen und Gleichstellung des Landes 
M-V in Kooperation mit der Landes-
arbeitsgemeinschaft der Interventions-
stellen gegen häusliche Gewalt M-V, der 
Gleichstellungsbeauftragten der Hanse-

Juni 2011 / 25. Jahrgang

stadt Rostock und Frauen helfen Frauen 
e.V. Rostock durchgeführt.

Der Schutz der Opfer und die Inver-
antwortungnahme des Täters erfordern 
eine enge Kooperation der Interventi-
onsstellen mit allen Berufsgruppen, de-
nen häusliche Gewalt und Stalking in 
ihrer Arbeit begegnen. Dies sind neben 
der Polizei Behörden und Jugendhilfe-
einrichtungen, die Justiz, Frauenhäuser 
und Beratungsstellen sowie Täterar-
beitseinrichtungen, Einrichtungen des 
Gesundheitswesens wie Rechtsmedizin, 
Kliniken, Kureinrichtungen, niederge-
lassene Ärztinnen und Ärzte und geeig-
nete Therapieeinrichtungen für die Be-
troffenen. Das Ziel ist eine engmaschige 
und effiziente Abstimmung von Schutz 
und Interventionsmaßnahmen mit allen 
Institutionen. Dabei hat die Interventi-
onsstelle insbesondere den Schutz des 
Opfers im Blick.

Zusätzlich sehen die Interventionsstel-
len ihre Aufgabe auch im Einfordern 
täterbezogener Intervention durch Poli-
zei, Justiz und Ämter (z.B. Jugendamt). 
Sie beteiligen sich an der fallbezogenen 
und fallübergreifenden Kooperation mit 
involvierten Institutionen und Einrich-
tungen. 

Anlässlich zehn Jahren erfolgreicher 
pro-aktiver Arbeit wird auf der 
Festveranstaltung „10 Jahre PRO-
AKTIV in M-V“ am 23. Juni 2011 
im Rostocker Rathaus auch ein 
Blick in die Zukunft gewagt und 
nicht zuletzt die bemerkenswerte 
Arbeit aller Beteiligten gewürdigt. 

Hintergrund:

Am 7. Juli 2010 hat der Landtag 
Mecklenburg-Vorpommern das 
Kreisstrukturgesetz beschlossen. 
Damit wird es ab dem 4. September 
2011 nur noch sechs Landkreise und 
zwei kreisfreie Städte geben. Nach 
dem Kreisstrukturgesetz bleiben 
die Städte Rostock und Schwerin 
kreisfrei. Greifswald, Neubranden-
burg, Stralsund und Wismar werden 
künftig zu kreisangehörigen Städ-
ten. Durch die Integration der vier 
Städte in die neuen Kreisverbände 
müssen eine Vielzahl an Aufgaben 
– so auch die Förderung des Hil-
fenetzes gegen häusliche und sexu-
alisierte Gewalt – neu definiert und 
strukturiert werden. 

Informationen

Landesarbeitsgemeinschaft der Interventionsstellen 
bei der Kampagne 2009 „Der richtige Standpunkt: 
Gegen Gewalt!“
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Aktueller  
Forschungsstand  

zu häuslicher Gewalt

Aktuell sind - nicht nur in Deutsch-
land - Diskussionen im Gange, in wie 
fern Gewalterfahrungen von häuslicher 
Gewalt bei Männern und Frauen erfasst 
werden können, um ihre (unterschied-
lichen) Lebensrealitäten adäquat zu er-
fassen. 

Das Thema „Männer und Frauen als 
Opfer und Tatpersonen von Gewalt in 
heterosexuellen Paarbeziehungen“ wird 
in dem Informationsblatt „Aktueller 
Forschungsstand zu Opfern und Tatper-
sonen häuslicher Gewalt“ von der Fach-
stelle gegen Gewalt (FGG)* anschaulich 
behandelt. Der Artikel vergleicht nati-
onale Repräsentativstudien, in denen 
gleichzeitig Frauen und Männer zu Ge-
walterfahrungen in der Paarbeziehung 
befragt wurden. Die Autorinnen kom-
men zu dem Ergebnis, dass „wenn von 
männlichen Opfern die Rede ist, ist es 
wichtig, zu sehen, dass Männer Gewalt 
in vielen und sehr unterschiedlichen 
Kontexten erleben. Wenn von weib-
lichen Opfern die Rede ist, so handelt 
es sich deutlich häufiger um Gewalt im 
Kontext der (Ex-)Partnerschaft.“

* Die FGG verstärkt und ergänzt seit 2003 im 
Auftrag des Bundesrates der Schweiz die Maßnah-
men zur Bekämpfung insbesondere der Gewalt an 
Frauen.

Verhütung &  
Bekämpfung von  

Gewalt gegen Frauen

Deutschland unterzeichnete, mit wei-
teren 13 Staaten bei dem Außenmini-
stertreffen der 47 Mitgliedsstaaten des 
Europarates am 11. Mai in Istanbul, die 
neue Konvention zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen. 
In dem Dokument verpflichten sich die 
Staaten erstmals auf konkrete Mecha-
nismen beim Vorgehen gegen häusliche 
Gewalt, zum Beispiel geht es darin auch 

um psychologische Betreuung oder 
Hilfe im Zugang zu Unterbringungs-
möglichkeiten. Frauen sollen zudem 
über rechtliche und sonstige Bera-
tungsmöglichkeiten in einer ihnen ver-
ständlichen Sprache informiert werden.  
Das Übereinkommen ist das erste in-
ternationale rechtsverbindliche Instru-
ment, das einen umfassenden Rahmen 
zum Schutz von Frauen vor jeglicher 
Form von Gewalt schafft. Weitere Infos 
auf der Website des Europarates unter  
www.coe.int.
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Das gesamte Informationsblatt „Ak-
tueller Forschungsstand zu Opfern 
und Tatpersonen häuslicher Ge-
walt“ mit dem vollständigen Litera-
turverzeichnis kann kostenfrei unter 
www.fachstelle-gegen-gewalt.ch, in 
der Infothek unter www.frauen-
hauskoordinierung.de oder unter 
www.fhf-rostock.de, zu finden im 
Infopool, abgerufen werden. 

Unter www.fhf-rostock.de finden 
Sie derzeit auf der Titelseite unter 
„Aktuelles“ weitere Beiträge zum 
Thema „Gewalt im Geschlechter-
verhältnis“.

Informationen

Unrecht anerkennen 
Hilfen für alle  
Betroffenen von  

sexualisierter Gewalt 

Im Abschlussbericht der Unabhängigen 
Beauftragten zur Aufarbeitung des se-
xuellen Kindesmissbrauchs, der am 24. 
Mai in Berlin und auf der Opferschutz-
konferenz des Justizministeriums am 
25. Mai in Schwerin vorgestellt wurde, 
konnte Dr. Christine Bergmann auf die 
Belange und Forderungen von Betrof-
fenen aufmerksam machen. 

Wesentliche Vorschläge zur Verbesse-
rung der Situation Betroffener sind u.a. 
die Schließung der Versorgungslücken 
in der Therapie und die Kostenüber-
nahmen für z.B. traumatherapeutische 
Verfahren, sowie der Ausbau und die 
Vernetzung vorhandener Beratungs-
strukturen. 
Die Empfehlungen der Unabhängigen 
Beauftragten wurden auf der Opfer-
schutzkonferenz des Justizministeriums 
M-V mit großem Interesse verfolgt und 
durch Anwesende und Vortragende be-
stätigt.

Dr. Bergmann wies in ihrem Vortrag auf 
die Notwendigkeit einer Verlängerung 
der zivilrechtlichen Verjährungsfrist hin 
und auf den derzeitigen Gesetzentwurf 
der Bundesregierung StORMG*. Auch 
die strafrechtlichen Verjährungsfristen 
sollen auf den Prüfstand. Um der Pro-
blematik der nicht mehr justiziablen 
Fälle (verjährte Fälle) gerecht zu werden, 

wurden ganz konkrete Wege der imma-
teriellen und materiellen Hilfen und 
Entschädigungen empfohlen. 

Ursprünglich wollte Dr. Bergmann 
eine einfachere Lösung für die Opfer: 
einen Fonds, aus dem alle Betroffenen 
sowohl direkte finanzielle Entschädi-
gung erhalten hätten als auch Hilfen 
für die Bewältigung der Folgeschäden 
des Missbrauchs. In diesen Fonds sollten 
Bund und Länder einzahlen, aber auch 
Organisationen wie Kirchen, Schulen, 
Sportverbände, in denen der Missbrauch 
stattgefunden hat. Leider wird die-
ses sinnvolle Fondsmodell nicht weiter 
empfohlen, weil Organisationen nicht 
einzahlen wollten.

Des Weiteren wurde auf die Notwen-
digkeit einer Reform des Opferent-
schädigungsgesetzes (OEG) hingewie-
sen und hier nicht nur auf die drin-
gend notwendige Vereinfachung und 
Beschleunigung der Verfahren, sondern 
auch auf die Angleichung des Opferent-
schädigungsrechts für Bürgerinnen und 
Bürger in Ost und West.
Dr. Bergmann machte eindrücklich klar, 
dass mit den Empfehlungen die Aufar-
beitung noch nicht abgeschlossen ist: 
„Ich appelliere eindringlich an alle ge-
sellschaftlichen und politischen Akteure, 
den Prozess systematisch und konse-
quent fortzusetzen und konkrete Hand-
lungen folgen zu lassen.“

Es ist sehr zu hoffen, dass der wertvollen 
Arbeit von Dr. Bergmann auch Taten 
folgen, und zwar von den am „Run-
den Tisch Sexueller Kindesmiss-
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brauch“ sitzenden Bundesmini-
sterien aus den Bereichen Justiz, Bildung 
und Familie, zu denen auch die Ressorts 
Arbeit und Gesundheit mit einbezogen 
werden sollten. Gemeinsam müssen alle 
die Verantwortung übernehmen und 
nach Möglichkeiten suchen, um die 
Forderungen der Betroffenen und die 
Empfehlungen umzusetzen.

Die „Empfehlungen der Unabhän-
gigen Beauftragten für immaterielle 
und materielle Hilfen für von sexu-
ellem Missbrauch Betroffene“ sind 
zu finden unter www.beauftragte- 
missbrauch.de

Noch in diesem Sommer soll der Ge-
setzentwurf zur Einrichtung und zum 
Betrieb eines bundesweiten Hilfetele-
fons „Gewalt gegen Frauen“ (Hilfete-
lefongesetz) ins Kabinett eingebracht 
werden. Im Januar 2012 soll es in Kraft 
treten und die Arbeit Ende 2012 Anfang 
2013 aufnehmen.

Ziel des bundesweiten Hilfetelefons 
ist es, Verbesserungen gegenüber der 
aktuellen Situation für gewaltbetrof-
fene Frauen zu schaffen. Endlich soll es 
auch in Deutschland eine bundesweit 
einheitliche Telefonnummer mit einer 
„Rund um die Uhr Erreichbarkeit“ 
und der Zugänglichkeit auch für nicht-
deutschsprachige Betroffene geben. Die 
Vorteile des kostenfreien Hilfetelefons 
liegen auf der Hand. 

Das zentrale Hilfetelefon ist zugleich 
auch eine Herausforderung für alle, 
die regional im Bereich Gewalt gegen 
Frauen aktiv sind. Denn die geplante 
Lotsenfunktion des bundesweiten Hil-
fetelefons, also konkret die Weiter-
vermittlung in die Frauenunterstüt-
zungseinrichtungen vor Ort, kann nur 
gelingen, wenn ständig aktualisierte 
Daten und detaillierte Kenntnisse über 
die örtlichen Hilfestrukturen vorliegen.  

Erst dann kann eine passgenaue und ge-
zielte Weitervermittlung in die Frauen-
unterstützungseinrichtungen erfolgen. 

Neben diesen Kooperations- und Kom-
munikationsstrukturen zwischen allen  
Beteiligten braucht es dafür selbstredend 
vorhandene Einrichtungen für Betrof-
fene, also Interventions- und Beratungs-
stellen gegen häusliche und sexualisierte 
Gewalt und Stalking sowie Schutz- und 
Kriseneinrichtungen sprich Frauenhäu-
ser, zu denen vermittelt werden kann.
Ist der Zugang einer gewaltbetroffenen 
Frau über das bundesweite Hilfetele-
fon erreicht, weil dieses barrierefrei und 
mehrsprachig ist, sollte diesem Qua-
litätsmerkmal auch der Ausbau barri-
erefreier Hilfeeinrichtungen vor Ort 
folgen, denn das bundesweite Hilfete-
lefon stellt lediglich einen telefonischen 
Erstkontakt dar. Ohne konkrete Hil-
feangebote vor Ort wird jedoch auch 
das Hilfetelefon seine Zielsetzung nicht 
erreichen können, stellt der Deutsche 
Frauenrat fest.

Unter www.fhf-rostock.de finden Sie 
im Infopool unter der Rubrik „Gewalt 
gegen Frauen“ eine Vielzahl an Stel-
lungnahmen von Verbänden und Frau-
envereinen zum Referentenentwurf.
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* StORMG: „Entwurf eines Gesetzes 
zur Stärkung der Rechte der Opfer  
sexuellen Missbrauchs“:

Die vorgeschlagenen Gesetzesände-
rungen stellen, so schreibt der Bun-
desverband der Frauenberatungs-
stellen und Frauennotrufe (bff) „in 
weiten Teilen eine Verbesserung zur 
bisherigen Gesetzeslage dar und 
verschaffen dem Schutz der betrof-
fenen Kinder und Jugendlichen und 
in begrenztem Maße auch mittler-
weile erwachsenen Opfern inner-
halb eines Strafverfahrens eine grö-
ßere Aufmerksamkeit. Einige Ent-
wurfsinhalte erfordern jedoch eine 
kritische Betrachtung.“

Vollständige Stellungnahme:
www.frauen-gegen-gewalt.de

Informationen

Aktuelle Umfrage 
Familiengerichtliche 
Entscheidungen zum 

Sorgerecht

Die Arbeitsgruppe „Stalking“ der Tech-
nischen Universität Darmstadt führt 
eine Onlinebefragung von Betroffenen 
durch. Die ForscherInnen interessieren 
sich dafür, welche Erfahrungen Betrof-
fene von Stalking in Familiengerichts-
verfahren gemacht haben, wie die ge-

troffenen Maßnahmen bewertet werden, 
welche Erfahrungen mit einem eventu-
ell eingeholten Sachverständigengut-
achten gemacht wurden und welche 
Rolle Erfahrungen von Gewalt (Häus-
liche Gewalt und Stalking) vor und 
nach der Trennung dabei gespielt haben.
Die Angaben bleiben anonym und 
unterliegen den Richtlinien des Hes-
sischen Datenschutzbeauftragten. Un-
ter www.stalkingforschung.de kann 
an der Studie teilgenommen werden.
Der Fragebogen richtet sich an Per-

sonen, die sich von ihrem Partner, ih-
rer Partnerin getrennt haben, die min-
destens ein Kind haben und bei denen 
es familiengerichtliche Auseinanderset-
zungen zum Sorgerecht gegeben hat 
oder noch gibt. Verantwortlich für die 
Umfrage ist Prof. Dr. Hans-Georg W. 
Voß und Miriam Crössmann von der 
Arbeitsstelle für Forensische Psycholo-
gie und Gerichtsgutachten (AFPG), zu 
erreichen unter: www.afpg-online.de.

www.fhf-rostock.de

Bundesweites Hilfetelefon
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rechtswidrigen tätlichen Angriffs eine 
gesundheitliche Schädigung erlitten hat. 
Doch nach Auffassung des Bundessozi-
algerichts ist Stalking nicht generell als 
tätlicher Angriff im Sinne des Opferent-
schädigungsgesetzes zu werten. 

Beim Landesamt für Gesundheit und 
Soziales (LAGuS) ist das Formular für 
einen OEG Antrag unter der Rubrik 
„Soziales“ herunterzuladen: 
www.lagus.mv-regierung.de

Psychische Gewalt 
reicht nicht

Das Bundessozialgericht (BSG) in Kas-
sel (Aktenzeichen: B 9 VG 2/10 R) hat 
jüngst  entschieden, dass Stalking-Op-
fer nur dann Anspruch auf Zahlungen 
nach dem OEG haben, wenn ihnen 
auch körperliche Gewalt angetan wur-
de. Rein psychische Gewalt reicht also 
nicht aus. Mit diesem Urteil hob das 
BSG eine Entscheidung des Landesso-
zialgerichts Niedersachsen/Bremen auf. 
Dieses hatte einer Frau eine Entschädi-
gung zugesprochen, die von ihrem Ex-
Freund über Jahre hinweg mit Briefen 
und Anrufen terrorisiert worden war.  
Trotz zweier gerichtlicher Schutzanord-
nungen habe der Mann von der Frau 
nicht abgelassen, bis er schließlich wegen 
mehrfachen Verstoßes gegen die Schutz-
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Informationen

anordnungen zu Freiheitsstrafen verur-
teilt worden sei.  Als erlittene Gesund-
heitsstörungen gab die Klägerin an, an 
Angstzuständen, Panikanfällen, Depres-
sionen, Selbstmordgedanken, Herzrasen 
und Zittern am ganzen Körper zu leiden. 

Wie in dem Urteil des Landessozialge-
richt Hamburg  (Aktenzeichen L 4 VG 
5/09) zu lesen ist, beantragte die Kläge-
rin „bei dem Versorgungsamt Hamburg, 
ihr Versorgung nach dem Gesetz über 
die Entschädigung für Opfer von Ge-
walttaten (Opferentschädigungsgesetz – 
OEG) zu gewähren“. Doch psychische 
Einwirkungen auf das Opfer reichten 
für Ansprüche aus dem OEG nicht aus, 
entschieden die Bundesrichter. 

Nach dem OEG können Versorgungs-
leistungen beansprucht werden, wenn 
die Person infolge eines vorsätzlichen, 

Damit werden Betroffene von Stal-
king, die häufig an den Folgen des 
Psychoterrors unter schweren psy-
chischen Traumatisierungen lei-
den, abgewertet und mögliche 
schwerwiegende Folgen für Be-
troffene von Stalking verkannt.

Kein respektvoll 
verlaufenes Verfahren

Jörg Kachelmann wurde vom Land-
gericht Mannheim am 31.05.2011 aus 
Mangel an Beweisen von dem Vorwurf 
der schweren Vergewaltigung freige-
sprochen. Die Medien überschlugen 
sich mit Sondersendungen. Warum auch 
in der CORAkutell auf den medial 
aufgewerteten Prozess Bezug genom-
men wird, ergibt sich aus den Folgen 
und Signalwirkungen, die ein solcher 
Prozessverlauf für Opfer sexualisier-
te Gewalt haben kann. Christa Stolle, 
Geschäftsführerin von TERRE DES 
FEMMES befürchtet, dass „durch die 
Berichterstattung um diesen Prozess 
und die Vorverurteilung der Klägerin in 
Teilen der Öffentlichkeit“ ein „fatales 
Signal“ ausgeht „an alle Betroffene von 
sexualisierter Gewalt. Sie werden sich in 
Zukunft noch weniger trauen, Anzeige 
bei einer Vergewaltigung zu erheben, “ 
betont Stolle. Die Gründe der geringen 
Anzeigenbereitschaft in diesem Bereich 
sind längst bekannt. Anzeigehemmnisse 
liegen nicht nur darin Beziehungstaten 
nachzuweisen, sondern auch in der 
Angst vor Reaktionen des Beschuldig-
ten, vor Reaktionen innerhalb der Fa-
milie und des Umfelds begründet, sowie 
in der fehlenden Kraft, ein langwieriges 

Gerichtsverfahren zu überstehen und 
der Scham, eine Vergewaltigung an die 
Öffentlichkeit bringen.
Trotz dieser nachvollziehbaren Grün-
de und Fakten wird Frauen vielfach 
unterstellt, dass sie einen Vergewalti-
gungsvorwurf erfinden. Dies gehört 
zu den klassischen Vergewaltigungsmy-
then, wie auch der Mythos, eine Frau, 
die sich nicht mit allen Mitteln wehre, 
habe „das“ ja gewollt. Auch wenn der 
Vorsitzende Richter Michael Seidling in 
obigem Fall mehrfach betonte, dass das 
Gericht der Frau keine falsche Beschul-
digung vorwirft, bleibt der medial insze-
nierte Eindruck haften, die Frau habe 
sich mit dem Vorwurf rächen wollen. 
Solche Behauptungen werden häufig in 
diesem Kontext zum Nachteil der Frau 
generalisiert und als Vorwurf erhoben. 

Zu empfehlen ist in diesem Zusammen-
hang die Dokumentation zum multi-
institutionellen Kongress „Streitsache 
Sexualdelikte | Frauen in der Gerech-
tigkeitslücke“ des Bundesverbandes der 
Frauenberatungsstellen und Frauennot-
rufe (bff). Darin sind neben den Vorträ-
gen auch aktuelle nationale und inter-
nationale Studienergebnisse rund um 
das Thema Strafverfolgung bei Verge-
waltigung aufgeführt. Thematisiert wer-
den darin auch die Dunkelziffer und die 
Quote an angezeigten Fälle, die nicht 
zum Gerichtsverfahren gelangen, sowie 
die Wirkung von Vergewaltigungsmy-
then. Eingegangen wird darin auch auf 
das komplexe Verhältnis von Trauma-
tisierung und den Anforderungen in 
einem Strafverfahren. In der Dokumen-
tation wird auch der Blick auf notwen-
dige Veränderungen, Perspektiven und 
Handlungsstrategien aus der Sicht aller 
Verfahrensbeteiligten gerichtet. Alles zu 
lesen in der Rubrik „Aktuelles“ unter: 
www.frauen-gegen-gewalt.de

Die Studie von Seith/Kelly/Lovett1 
zeigt: Falsche Beschuldigungen sind 
marginal. „Entgegen der weit verbrei-
teten Stereotype, wonach die Quote 
der Falschanschuldigungen bei Ver-
gewaltigung beträchtlich ist, liegt der 
Anteil bei nur 3%. Auch in anderen 
Ländern ist das Problem Falschan-
schuldigung marginal und rangiert 
zwischen 1-9%. Diese Ergebnisse 
kontrastieren die bei der Polizei und 
den Justizbehörden weit verbreite-
te Auffassung, dass Falschanschuldi-

gungen ein großes Problem bei der 
Strafverfolgung von Vergewaltigung 
darstellen.“

1 Seith/Lovett/Kelly (2009): „Unterschiedliche 
Systeme, ähnliche Resultate? Strafverfolgung von 
Vergewaltigung in elf europäischen Ländern“ 


